
>Urbane Wachen< und die neuen Polizeien. 

Wenn im Quartier die Randständigen ins 

Zentrum rücken 

VOLKEREICK 

Bis Anfang der 1990er Jahre durfte als gesichert gelten, dass in der 
Bundesrepublik die Bewohner >abgehängter< Stadtquartiere sicherheits­
und ordnungspolitisch Gegenstand der Landespolizeien, sozialpolitisch 
der Sozial- und Arbeitsämter sowie sonstiger (lokal)staatlicher Behörden 
waren. Das hat sich mit dem Bedeutungsgewinn des Lokalen gründlich 
geändert. Denn diese Akteure wurden ergänzt um (und herausgefordert 
von) private(n) Selbsthilfeinitiativen und neue(n) soziale(n) Bewegun­
gen, die in den 1980er Jahren zunächst in Opposition zum Lokalstaat 
auftraten. Unter Begriffen wie Nonprofit- oder Dritt-Sektor-Organi­
sationen in den (kritischen) Sozialwissenschaften kategorisiert (vgl. An­
heier et al. 1999), wurden sie nach und nach in den Behördenapparat 
eingebunden und machten gleichzeitig einen Institutionalisierungs- und 
Professionalisierungsprozess durch (vgl. Eick et al. 2004: 56ff.) . 

Zum anderen gewann ein weiterer privater Akteur an Bedeutung, das 
kommerzielle Sicherheitsgewerbe, das ebenfalls mit Beginn der 1990er 
Jahre seinen Einfluss auf die Kontrolle des öffentlichen Raums auswei­
tete und seine Bedeutung in zahlreichen Kooperationsvereinbarungen 
mit Landes- und Bundespolizeien sowie kommunalen Ordnungsämtern 
schriftlich fixieren und so vergrößern konnte (Stober/Olschok 2004: 
57lff.). Sehr zu Recht aber fragte DetlefNogala vor einigen Jahren, was 
»eigentlich so privat an der Privatisierung sozialer Kontrolle« sei und 
kritisierte, dass »oftmals Phänomene autonomen oder staatsbeaufsichtig­
ten Vigilantismus' mit denen der kommerziellen zivilen Sicherheitsin­
dustrie vermengt« würden (Nogala 1995: 258). Er betont damit die un-
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terschiedlichen Handlungslogiken von Bürgerwehren (autonome zivil­
gesellschaftliche Organisationsform), Freiwilligen Polizeidiensten und 
Bürgerwachten (staatlich beaufsichtigte Organisationsform) sowie von 
Sicherheitsdiensten (profitorientierte Organisationsform). Michael Lin­
denberg (2000) hat mit dem Begriff »kommunale Hilfsdienste« heraus­
gestellt, dass mit Instrumenten der aktiv(ierend)en Beschäftigungspolitik 
Erwerbslose und Sozialhilfeempfangende im Auftrag der Kommunen 
Sauberkeits-, Ordnungs- und/oder Sicherheitsdienstleistungen (im Fol­
genden: SOS-Dienstleistungen) erbringen. Beide Politikfelder werden so 
verknüpft. Seit rund 15 Jahren gewinnen diese >urbanen Wachen< in 
bundesdeutschen Städten an Bedeutung. Auf der lokalen Ebene hat sich 
eine neue Ordnungsarbeit (die Produktion von Sauberkeit, Ordnung und 
Sicherheit im öffentlichen Raum) entwickelt, die neuen Akteuren der Si­
cherheitsproduktion und neuen Konkurrenz- und Kooperationsbezie­
hungen zum Durchbruch verholfen hat. Entsprechend ist von einer »plu­
ralization of policing« von der »tran:,formation« oder »multilateralizati­

on of policing«, von einer neuen »culture of control« die Rede. Es wird 
das Aufkommen von »third-party«, »private«, »para« und »nonprofit 
policing« konstatiert, von der »militarization of policing« ist die Rede, 
und es werden neue Formen des »hybrid« und >>nodal policing« identifi­
ziert. Schließlich ist von der »extended policing family« in einer »mixed 
economy of policing« die Rede. 1 Mein Ansatz versucht, diese Beobach­
tungen zu präzisieren und insbesondere die Verknüpfung von Beschäfti­
gungs- und Sicherheitspolitik als (lokales) Ordnen im Wandel zu kon­
zeptionalisieren. Ich werde zunächst einige theoretische Anmerkungen 
zur Einordnung machen und sodann zeigen, dass sich auch in anderen 
westeuropäischen Ländern Programme identifizieren lassen, die lokale 
Sicherheits- und Beschäftigungspolitik miteinander verknüpfen. Schließ­
lich wird anhand des Bund-Länder-Programms >Soziale Stadt< gezeigt, 
dass mit solchen Programmen ein Bedeutungs- und Einflussgewinn für 
Nonprofit-Organisationen bei der Problemdefinition und -bearbeitung 
auf der lokalen Ebene verbunden ist. 
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Tabelle 1: Varianten des Schumpeterian Workfare Post-National 
Regime 

Neoliberalismus 

1. Liberalisierung- Stärkung des freien Wettbewerbs 

2. Deregulierung- Zurückdrängen der Rolle von Recht und Staat 

3. Privatisierung - (Aus-)Verkauf der öffentlichen Infrastruktur 
4. Verbreitung der Marktlogik im verbliebenen öffentlichen Sektor 

5. Internationalisierung- »freier« Handel nach Innen und Außen 

6. Senkung direkter Steuern - Stärkung der Nachfrage(auswahlmög-lichkeiten) 

Neostaatlichkeit 

1. Von der Staatskontrolle zur regulierten Konkurrenz 
2. begleitende nationalstaatliche Strategie statt top-down-Politik 

3. Beaufsichtigung des privaten und öffentlichen Sektors 
4. Public Private Partnerships (PPP) unter staatlicher Führung 

5. Neomerkantilistischer Schutz der Kernökonomie 

6. Ausweitung der Rolle »neuer« kollektiver Akteure 

Neokorporatismus 

1. Neuausrichtung von Konkurrenz und Kooperation 

2. Dezentralisierte »regulierte Selbstregulation« 

3. Ausweitung und Ausdifferenzierung privater, staatlicher und anderer 
»stakeholder« 

4. Ausweitung der Rolle von PPP 

5. Schutz der Kernökonomie in einer offenen Ökonomie 
6. hohe Besteuerung zur Finanzierung sozialer Infrastruktur (to finance so-

cial investment) 
Neokommunitarismus 

1. Deliberalisierung- Begrenzung des freien Wettbewerb 

2. Empowerment- Erweiterung der Rolle des Dritten Sektors 

3. Sozialisierung- Ausweitung der sozialen Ökonomie 
4. Betonung des sozialen Gebrauchswerts und sozialen Zusammenhalts 

5. fairer, nicht freier Handel; think global, act local 
6. Umlenkung von Steuern - Bürgerlohn (citizens' wage, carers' allowan-

ces) 

Quelle: nach Jessop 2002. 

Ich gehe davon aus, dass wir gegenwärtig einen Prozess - ausgehend 
von den 1980er Jahren in den USA (Harvey 2005) - beobachten, der mit 
dem Begriff neoliberale Globalisierung beschrieben werden kann. Neo­
liberale Globali.sierung wird hier in regulationstheoretischer Perspektive 
analysiert, also als Suche nach einem neuen Akkumulationsmodell und 
einer kohärenten Regulationsweise nach der Krise des Fordismus (vgl. 
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Demirovic et al. 1992; Brand/Raza 2003). Jessop (2002) fasst Neolibera­
lismus als Liberalisierung, Privatisierung und Deregulierung, wobei sich 
Liberalisierung auf den Grad der Marktöffnung bezieht. Privatisierung 
repräsentiert die Veränderung der Eigentumsverhältnisse in vormaligen 
staatlichen Unternehmen bzw. Institutionen. Deregulierung beschreibt 
die im Zuge von Liberalisierung und Privatisierung notwendigen Maß­
nahmen zur Schaffung und Erhaltung eines funktionierenden W ettbe­
werbs und der Absicherung infrastruktureller Erfordernisse. 

Diese Neoliberalisierung ordne ich in den parallel zu beobachtenden, 
analytisch aber davon zu trennenden, Prozess der Globalisierung ein, die 
treffender mit dem Begriff Glokalisierung zu bezeichnen ist (Swynge­
douw 1997). Wo und wie sich jeweils stärker neoliberale, neostaatliche, 
neokorporatistische bzw. neokommunitaristische Elemente herausbilden, 
ist dabei von kulturellen und sozialen Traditionen, konkreten ökonomi­
schen Rahmenbedingungen etc. abhängig und ein in sich widersprüchli­
cher und ungleichzeitig verlaufender Prozess. Auf der lokalen Ebene 
zeichnet sich ab, dass neokorporatistische und neokommunitaristische 
Elemente zur Stabilisierung und Flankierung des neoliberalen Projekts 
zum Einsatz kommen. 

Brenner und Theodore (2002) fassen den aktuell existierenden Neo­
liberalismus dialektisch als einen Prozess, der einerseits auf Zerstörung, 
andererseits auf der Entwicklung neuer Regulationsmodi und Institutio­
nen basiert. Neoliberale Zerstörung kann danach als Beseitigung keyne­
sianischer Artefakte (öffentlicher Wohnungsbau, öffentlicher Raum 
etc.), entsprechender Politiken (umverteilende Wohlfahrtsstaatlichkeit), 
Institutionen (öffentliche Wohnungsbaugesellschaften, Gewerkschaften 
etc.) und Vereinbarungen (fordistischer Arbeitskompromiss, Umvertei­
lung von Geldern der Bundes- auf Länder- und Städteebene etc.) be­
schrieben werden. Demgegenüber kann die kreative Seite des Neolibera­
lismus in der Etablierung neuer oder der Neuausrichtung bestehender In­
stitutionen und Praxen gesehen werden, die der (zukünftigen) Reproduk­
tion des Neoliberalismus dienen (Konsortien unter Beteiligung von Re­
gierung und Staat, Public Private Partnerships; Workfare-Politiken etc.). 

Jamie Peck und Adam Tickeil (2002) haben analog und in histori­
scher Perspektive vorgeschlagen, die Etablierung des Neoliberalismus 
nach einer proto-, roll-back- und roll-out-Phase zu unterscheiden. Han­
delte es sich in der ersten Phase im wesentlichen um ein ideologisches 
Projekt, getragen von einem feinmaschigen Netz von Think tanks 
(Peck/Tickell 2007), werden in der zweiten Phase keynesianische Politi­
ken und Artefakte (zunächst) zerstört, um Platz für die dritte Phase zu 
schaffen - ein roll-out von stärker proaktiven neoliberalen Praxen und 
Elementen auf allen räumlichen Ebenen und in allen gesellschaftlichen 
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Kontexten. Während dabei der Nationalstaat an Bedeutung verliere, ge­
wännen sowohl die supranationale wie die lokalstaatliche Ebene an Be­
deutung. Wie erwähnt, schlägt Swyngedouw (1997) für diese Prozesse 
neoliberaler Globalisierung vor, den Begriff Glocalization zu verwen­
den, weil so die gleichzeitige Verlagerung von nationalstaatliehen Regu­
lationsaufgaben >nach oben< (auf die globale Ebene und ihre Institutio­
nen) und >nach unten< angemessener beschrieben werden könne (vgl. 
Robertson 1998). Der Rückgang nationalstaatlicher Interventionen - et­
wa bei W ohnungsversorgung, lokaler Infrastruktur, W obifahrt etc. -
zwingt dabei die lokalstaatliche Ebene, solche Interventionen selbst 
wahrzunehmen und zu finanzieren, sie in Kooperation mit der privaten 
Wirtschaft zu erbringen oder sich aus ihnen zurückzuziehen- und sie so 
den >Kräften des Marktes< zu überlassen. 

Lokale Sicherheits- und Beschäftigungspolitik 
durch Staat, Markt und Nonprofits 

Für den Bereich der Inneren Sicherheit und die Beschäftigungspolitik 
heißt das zunächst, dass eine ganze Palette neuer Akteure mit dem 
Erbringen von SOS-Dienstleistungen beauftragt ist (vgl. Tabelle 2), wo­
bei der Begriff >zivilgesellschaftlich< hier mit Gramsei (199lff.) benutzt 
werden soll. 

Tabelle 2: Au~gewähle staatliche und nicht-staatliche 
Sicherheitsakteure 

staatlich zivilgesellschaftlich kommerziell 

Polizeien der Länder Nonprofit- Sicherheitsdienste 
Organisationen 

Bundespolizei (Ex-BGS) Bürgerwachten Detekteien 
Bundesfinanzpolizei (Zoll) Bürgerwehren Personenschützer 
Ordnungsämter Neighborhood Türsteher 

Watch 
Sicherheitswachten Sicherheitspartner Werkschutz 
Ordnungspartnerschaften Freiwilliger Polizei- (Söldner) 

dienst 

Quelle: Eigene Darstellung 
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Mit Joachim Hirsch kann Zivilgesellschaft zunächst als heterogenes 
Netzwerk von vom Staat formell mehr oder minder unabhängigen Orga­
nisationen gefasst werden, die der 

»Fommlierung und Vertretung gesellschaftlicher Interessen, der politischen 
Willensbildung, der Meinungsäußerung und der öffentlichen Diskussion die­
nen. [ ... ]Bei genauerer Betrachtung handelt es sich [ ... ]um von der Struktur 
der kapitalistischen Gesellschaft bestimmte Bestandteile des institutionellen 
Regulationssystems, mittels dessen Herrschaft stabilisiert und der Akkumula­
tionsprozess des Kapitals garantiert wird. Die Institutionen der zivilen Gesell­
schaft sind selbst von ökonomischen Macht- und politischen Herrschaftsver­
hältnissen geprägt« (Hirsch 2002: 59f.). 

Daher geht der Bedeutungsgewinn der Zivilgesellschaft nicht mit dem 
Abnehmen von Zwang einher, sondern, eher im Gegenteil, mit seiner 
Zunahme. »Es ist freilich ein Zwang, der versucht, im Alltag so weit als 
möglich zu verschwinden« (Kebir 1991: 66). Zivilgesellschaft im gesell­
schaftlichen Mainstream-Diskurs fungiert jedoch häufig als klassischer 

>Container-Begriff<, in den gleichsam alles >Gute< gepackt werden kann 
(vgl. Breckner 1997; Mayer 2003; DeFilippis/Fisher/Shragge 2006). Zi­
vilgesellschaft ist mithin auch in den Sozialwissenschaften >Umkämpftes 
Terrain<. In diesem Sinne sind die seit den 1990er Jahren aufgebauten 
>zivilgesellschaftlichen< Organisationen (vgl. Tab. 2), die Landes- und 
Bundesprogramme aktivierender Beschäftigungs- und lokaler Stabilisie­
mngspolitik2 in dieser Ambivalenz zu fassen. Weitgehend einheitlich 
werden bei der Würdigung kommerzieller Sicherheitsdienste und kom­
munaler Kriminalprävention als neue Trends die kleinräumige Orientie­
mng solcher Initiativen sowie eine als Privatisiemng staatlicher Aufga­
ben charakterisierte Entwicklung hervorgehoben.3 Auch die Herausbil­
dung von Operativen Gruppen und Sondereinheiten der Landespolizei­
en, des Bundesgrenzschutzes und des Zolls als Bundesfinanzpolizei, die 
sich gezielt spezifischer Bevölkerungsgmppen oder städtischer Räume 

annehmen, belegen diese Trends. Als Bedeutungsgewinn des Lokalen 
kann auch die (Re )Kommunalisierung durch den Aufbau von Außen­
diensten der Ordnungsämter gefasst werden (Beste 2001 ; Eick 2004); 
das kommerzielle Sicherheitsgewerbe hat seine Arbeitsfelder bei gleich­
zeitigem Wachstum ausdifferenziert. Um nur einen Überblick zu den 

2 Das Bund-Länder-Programm >Soziale Stadt< und die analogen Landespro­
gramme zielen auf die soziale Stabilisierung der Quartiere und das Empo­
werment der Zivil- bzw. Bürgergesellschaft (vgl. Eick 2005). 

3 Zu privaten Sicherheitsdiensten vgl. für viele: Mahlberg (1988); Nitz 
(2000); zur Kommunalen Kriminalprävention vgl. Kury (1997); Pütter 
(2006); zu Bürgerwehren vgl. Hitzier (1994). 
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Tätigkeitsfeldern in alphabetischer Reihenfolge zu geben: Asylbewer­
berlager, Abschiebegefangnisse, City-Streifen, Facility Management, 
Fahndung, Gefangnismanagement, Kommunale Kriminalprävention, 
Maritime Sicherheit, Quartiersmanagement, Parkraumbewirtschaftung, 
Psychatrische Anstalten, Radarkontrollen, Security Points, Sicherheits­
dienste im ÖPNV, Umweltschutz (>Ranger<), Verkehrsüberwachung, 
Videoüberwachung, Zweiter Arbeitsmarkt (Olschok 2004; Eick 2007b; 
eigene Erhebungen). 

Bisher wenig Aufmerksamkeit wurde hingegen Hilfs- und Ord­
nungsdiensten gewidmet, die in der vergangeneu Dekade unter der 
(An)Leitung freier gemeinnütziger Träger in diesem Marktsegment tätig 
geworden sind, weil sie, zumindest auf den ersten Blick, keine ord­
nungs- oder kriminalpolitischen Funktionen zu haben scheinen ( vgl. 
Lindenberg 2000). 

Auch die Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik hat sich in den vergange­
nen Jahren stark verändert. Die aktive Arbeitsmarktpolitik, in der Bun­
desrepublik bisher klassisch auf so genannte Zielgruppen orientiert, ver­
ortet sich heute verstärkt sozialräumlich und fühlt sich lokalen Ansätzen 
verpflichtet.4 Modifizierungen und Neuerungen, die in den 1990er Jah­
ren im Arbeitsförderungsrecht und Bundessozialhilfegesetz auf national­
staatlicher Ebene vorgenommen wurden, sollten der lokalen Ebene mehr 
Handlungsspielräume eröffnen. Zudem sind unabhängig davon zahlrei­
che neue Kooperationsformen und Handlungsansätze in der Arbeits­
markt- und Sozialhilfepolitik auf lokaler Ebene auch jenseits rechtlicher 
Vorgaben entstanden, in die zunehmend privatwirtschaftliche Anbieter 
einbezogen werden. Die Parallele zu den oben skizzierten Entwicklun­
gen im Bereich Innerer Sicherheit überrascht wenig, folgt sie doch der 
gleichen Logik: Nur durch das gemeinschaftliche Handeln, so die These, 
können hinreichend Problemlösungskapazitäten zur Verfügung gestellt 
werden. Das entspricht dem Bedeutungszuwachs, den das Lokale und 
die Gemeinschaft bzw. der für die deutsche Diskussion weniger verfäng­
liche Begriff der Community in den vergangeneu Jahren gewonnen ha­
ben (Rose 1996; Lindenberg 2000). Auch die Stadtentwicklungs- und 
Wirtschafts(förderungs)politik orientieren sich zunehmend an lokalen 
Strukturen im aktivierenden Sozialstaat, den Bob Jessop (2002) mit dem 
Begriff des »Schumpeterian Workfare Post-National Regime« und Joa­
chim Hirsch (2002) mit dem Begriff des »nationalen Wertbewerbs­
staats« fassen. 

4 Eick et al. (2004); vgl. für die Soziale Arbeit: Kessl/Otto (2004); für sozi­
alstaatliche Veränderungen insgesamt: Dahme et al. (2003). 
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Paradigmatisch fiir derartige Handlungsansätze sind die seit Mitte der 
1990er Jahre in verschiedenen Bundesländern entwickelten Quartiers­
managementkonzepte und seit 1999 das Bund-Länder-Programm >Sozia­
le Stadt< (Becker/Löhr 2000; Walther 2002). Integrierte, ressortübergrei­
fende und ganzheitliche Ansätze sollen in >benachteiligten< Wohngebie­
ten einen Beitrag zur Verbesserung der dortigen Lebensbedingungen 
leisten und die Bevölkerung zur aktiven Mitarbeit animiert werden. Sol­
che Ansätze sind mit einer Vielzahl von >Zumutungen< ausgerechnet fiir 
diejenigen verbunden, die ohnehin besonders von den neoliberalen Ver­
wüstungen betroffen sind und mit Arbeitslosigkeit, Armut und Krank­
heit zu kämpfen haben. 

Programmatisch zielt das Bund-Länder-Programm auf die soziale 
Stabilisierung >benachteiligter< Quartiere und ihrer Bewohnerlnnen, die 
mit Empowerment zu eben dieser Stabilisierung >aktiviert< werden sol­
len. Schließlich geht es um eine Verwaltungsmodernisierung, die res­
sortübergreifend und (fiskalische) Ressourcen schonend in den lokal­
staatlichen Administrationen eine betriebswirtschaftliche Handlungslo­
gik entwickeln und durchsetzen soll (vgl. im Überblick Dahme et al. 
2003). Mit diesem als (sozial)integrativ bezeichneten und auf die (Wie­
der)Herstellung sozialer Kohäsion zielenden Ansatz scheint das Quar­
tiersmanagement anknüpfungsfähig sowohl an die Gemeinwesenarbeit 
der 1960er oder 1970er Jahre, an (Vorläufer)Programme wie die behut­
same Stadterneuerung der 1980er Jahre und an die in den 1990er Jahren 
intensiv geführte Debatte um das Neue Steuerungsmodell in den Ver­
waltungen.5 Es fehlt eine einheitlich akzeptierte Definition flir Quartiers­
oder Stadtteilmanagement,6 aber es destillierten sich rund 20 Handlungs­
felder für das Quartiersmanagement heraus, die sich vor Ort in diversen 
Zielkatalogen niederschlagen (vgl. Tabelle 3). 

Zu Beginn dominierten investiv-bauliche Maßnahmen das Pro­
gramm. Instandsetzungen, teilweise Neubauten und umfassende Wohn­
umfeldmaßnahmen waren kennzeichnend. Während hier noch weitge­
hend einheitliche V orgehensweisen identifiziert werden können, lassen 
sich in anderen Handlungsfeldern große Differenzen von Fall zu Fall 
und von Ort zu Ort identifizieren. Damit sei eine besondere Qualität des 
Programms verbunden, argumentieren einige Autoren, weil so eine ziel­
genaue und problemadäquate Reaktion auf lokale Probleme wahrschein-

5 Grimm (2004: 135) schreibt, »[f]ür die Stadtplanung knüpft Quartierma­
nagement an die Strategie der >behutsamen Stadtemeuerung< an [ ... ],die 
Gemeinwesenarbeit sieht darin eine Weiterentwicklung des Arbeitsansat­
zes [ ... ], und im Einzelhandel werden damit Strategien bezeichnet, die 
trading-down-Prozessen [ ... ]entgegenwirken sollen« (Hervorh. im Orig.). 

6 Vgl. Alisch (1998); Hinte (1998); Walther (2002); Grimm (2004: 130ff.). 
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licher werde (Franke/Löhr 2000; Grimm 2004: 133f.). Während sie da­
bei meist hoffnungsfroh auf das Programm und seine zivilgesellschaftli­
chen Potentiale blicken, lassen sich vielfältige (neue) Ausgrenzungspro­
zesse identifizieren. Im Handlungsfeld >Tolerantes Zusammenleben< fi­
nanziert ein Berliner Quartiersmanagement einerseits Sprachkurse für 
Migranten, die staatlicherseits keinen Anspruch auf solche Förderung 
haben (so in Kreuzberg), in einem anderen Quartiersmanagement gibt es 
andererseits Zuzugsbeschränkungen fiir arabische und türkische Groß­
familien (so in Neukölln) 

Tabelle 3: Handlungsfelder in der >Sozialen Stadt< 

Deutschland 
Bund-Länder-Programm 
>Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf- die soziale Stadt< 
Strategische Inhaltliche 
Handlungsfelder Handlungsfelder 
RessourcenbündeJung Beschäftigung Stadtteilkultur 
Integrierte Qualifizierung Sport 
Handlungskonzepte und Ausbildung und Freizeit 
Quartiersmanagement Wertschöpfung Zusammenleben im 

im Gebiet Stadtteil 
Aktivierung Soziale Aktivitäten und Wohnungsmarkt und 
und Beteiligung soziale Infrastruktur Wohnungsbewirtschaftung 
Evaluation Schulen und Bildung Wohnumfeld und öffentli-

eherRaum 
. 

Gesundbei ts förderung Image und 
Öffentlichkeitsarbeit 

Umwelt Befähigung, Artikulation, 
und Verkehr politische Partizipation 

Berlin 
Quartiersmanagement 

Mehr Chancen auf dem Besseres 
Arbeitsmarkt Gesundheitsniveau 
Mehr Fort- und Besseres 
Weiterbildung Sicherheitsniveau 
Verbesserungen des Tolerantes 
Wohn- und Lebens- Zusammenleben 
raum es 
Bewohneradäquate Mehr Partizipation 
soziale Infrastruktur der Bewohner/ Akteure 
Verbesserte Stadtteil-
kultur 

' Seit 2003 in der DltU-Systematik ergänzt um den Begriff >(Sicherheit)<. 

Quelle nach: Eick 2007b, m.w.N. 
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Zudem hat das Programm explizit nicht das Ziel, Arbeitslosigkeit, Ar­
mut oder soziale und ökonomische Ausgrenzung zu bekämpfen (Häu­
ßermann/Kapphan 2000: 263). Aus dieser Perspektive sind die lokal­
staatlichen Aktivitäten, zu denen das Outsourcing von Tätigkeitsfeldern 
aus den Verwaltungen, die Einschaltung von Nonprofit-Organisationen 
und (intermediären) privatwirtschaftliehen Agenturen sowie das Empo­
werment gehören, als Flankierung des neoliberalen Projekts interpretier­
bar. Gleichzeitig wird so auch klar, dass der lokale Staat und seine In­
termediären nicht etwa nur Getriebene, sondern auch treibende Akteure 
bei der aktivierenden Ausgestaltung neuer Governance-Strukturen auf 
der lokalstaatlichen Ebene sind. 

Ein Blick in die Niederlande und nach Großbritannien zeigt, dass die 
Verknüpfung von Beschäftigungsprogrammen mit Sicherheitspolitik, 
die Integration von Nonprofit-Organisationen und die Fokussierung auf 
den lokalen Raum keine deutschen Eigenheiten sind.7 Was auf den ers­
ten Blick wie eine Perfidie spezifisch deutscher Vorstellungen von sozi­
aler Integrationspolitik auf der lokalen Ebene aussieht, ist vielmehr gän­
gige Praxis auch in anderen westeuropäischen Ländern. 

Ein Blick nach Westeuropa 

Am eloquentesten (und elaboriertesten) darf sicher das britische Modell 
gelten, das mit dem New Deal for Communities (NDC), einem von sie­
ben New Deals, die New Labour unter Tony Blair einführte, und den 
Anti-social Behaviour Orders (ASBOs) ein Gemisch aus hoch moralisie­
renden Ordnungsvorstellungen und repressiven Elementen im Rahmen 
seiner neokommunitaristisch ausgerichteten »extended policing family« 

aufgebaut hat. 8 Innerstädtische Konsumzonen und Wohnquartiere des 
Sozialen Wohnungsbaus werden mit quasi-polizeilichen Kräften über­
zogen, CCTV -Systeme9 haben sich allgegenwärtig durchgesetzt. Auch 
in den Niederlanden, noch bis vor wenigen Jahren nahezu der Inbegriff 
einer offenen und toleranten Gesellschaft, hat sich mit den Stad~wach­
ten 10 und Politiesurveillants ein vergleichbarer Politikwechsel vollzo­
gen. Sie wurden zur Unterstützung und Entlastung professioneller Poli-

7 Die Ausführungen des nachfolgenden Unterkapitels basieren auf Eick 
(2007b). 

8 V gl. Levitas (1998/2005); Bumey (2005); Flint (2006). 
9 CCTV- closed circuit television, vernetzte Videoüberwachung. 
1 0 Stadswachten stellen zudem den seltenen Fall eines Policy transfers von 

Kontinentaleuropa nach Großbritannien dar, denn dort wurde das Modell 
mit den Neighborhood Wardens kopiert. 
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zeikräfte seit 1989 in zahlreichen niederländischen Gemeinden einge­
richtet, um im öffentlichen Raum als Sondereinheiten, als Beschäfti­
gungsprojekte oder als freiwillige Polizeieinheiten zu agieren. Generell 
sind deren Angehörige mit Unifonneu und Funkgeräten ausgerüstet, ha­
ben keine polizeilichen Vollmachten, sind unbewaffnet und sollen durch 
Präsenz im öffentlichen Stadtraum das Sicherheitsgefühl der Bevölke­
rung anheben. 

Neben einem Verkehrskontrolldienst (VICs, Veilgheid, Informatie, 
Cantrote- Sicherheit, Information, Kontrolle), der explizit als Beschäf­
tigungsprojekt etabliert wurde, hat sich in den vergangeneu Jahren das 
System urbaner Wachen in den Niederlanden in sozialräumlicher Hin­
sicht weiter ausdifferenziert: Stadtwachten patrouillieren in den inner­
städtischen Gebieten zur Abschreckung gegen Unordnung und 
(Klein)Kriminalität, zeigen uniformierte Präsenz und dienen durch 
Sprechfunkverbindung und Tätigkeitsprotokolle als verlängerter Arm 
der Polizei; Gebietswachten haben spezifische Areale im innerstädti­
schen Raum zu kontrollieren wie etwa Busstationen oder Parks, sind a­
ber auch als Verkehrspolizei etwa bei Baustellen oder Umleitungen im 
Einsatz; Präventionswachten schließlich kümmern sich um Opfer von 
Verbrechen und sind in der Kriminalprävention etwa mit Hinweisen 
zum besseren Schutz von Eigentum tätig; Letztgenannte sind auf Anfra­
ge auch dazu da, während der Ferienzeit leere Wohnungen im Auge zu 
behalten. 

Ähnlich wie in Kanada (Rigakos 2002) können Bürger, Einzelhan­
delsverbände oder Nonprofit-Organisationen zusätzliche staatliche Poli­
zeikräfte >kaufen<, d.h. gegen Entgelt in ihren Nachbarschaften oder Ge­
schäftsstraßen einsetzen - ein für Deutschland gegenwärtig noch schwer 
vorstellbares Verfahren (vgl. aber Oschmann 2005: 32lff.). Das unter 
Tony Blair eingefiihrte, auf >benachteiligte< Quartiere zielende Bundes­
programm NDC finanziert diese Polizeiarbeit (Crawford/Lister 2004: 
22ff.). Weiter kommen so genannte Police Special Constables zum Ein­
satz. Waren sie zunächst vor allem als ergänzende Reserve in Fällen von 
inneren Unruhen und Notfällen gedacht, besteht ihre Rolle seit den spä­
ten 1960er Jahren darin, als einfache Bürger die Polizei zu unterstüt­
zen.11 Schließlich sind als dritte Variante lokaler Sicherheitsproduktion 
nicht-vereidigte Polizisten - Police Community Support Officers 
(PCSOs) - mit limitierten Rechten im Einsatz. Sie werden nach Security 
PCSOs, Community PCSOs und Transport PCSOs unterschieden, die 

11 Rund 16.000 Police Special Constables- »a big unrecognized army«­
stellen gegenwärtig rund 13% der insgesamt 120.000 regulären Polizei­
kräfte (Gaston/ Alexander 2001: 60). 
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jeweils eigene Aufgabenbereiche haben.12 Im Jahr 2005 gab es allein in 
England und Wales 4.000 PCSOs; ihre Zahl soll nach Regierungsplänen 
bis zum Jahr 2008 um weitere 20.000 Personen aufgestockt werden 
(Johnston 2005: 243). Auch für deren Finanzierung wird auf Bundes­
programme wie das NDC oder das Programm Neighbourhood Renewal 
Funding (NRF) zurückgegriffen. Weiter haben seit Mitte der 1990er Jah­
re die Bezirke begonnen, eigene Gemeindepolizeien aufzustellen; sie ar­
beiten vor allem in den von der Gemeinde verwalteten Sozialwohnungs­
gebieten und lassen sich nach Crawford und Lister (2004: 28ff.) nach 
Local Authority Patrols und Neighbourhood Warden Schemes unter­
scheiden. 

In Schottland, seit 1999 durch ein entsprechendes Memorandum der 
Bevölkerung mit mehr eigenständigen Rechten gegenüber der britischen 
Zentralregierung ausgestattet und dadurch in die Lage versetzt, selbst 
lokale Politiken umsetzen zu können, operieren seit 1996 City Centre 
Representatives (CCR) als urbane Wachen, die ebenfalls explizit als Be­
schäftigungsprogramm mit SOS-Anteilen eingerichtet worden sind. Das 
CCR-Programm wird auf dem Zweiten Arbeitsmarkt aus dem städti­
schen Haushalt, dem NDC-Programm und aus dem Europäischen Sozi­
alfonds (ESF) finanziert und durch lokale Nonprofit-Organisationen 
umgesetzt. Die Reps, wie die City Centre Representatives umgangs­
sprachlich in Glasgow genannt werden, bieten Informationen zu Ver­
kehrsverbindungen, touristischen Sehenswürdigkeiten etc. Sie haben 
auch die Aufgabe, auf Sauberkeit und Ordnung in der Stadt zu achten 
und gelten daher, verbunden mit einem telefonischen Informationssys­
tem zu ihrer Zentrale, als >Augen und Ohren< der Polizei. Ihre Funktion 
geht damit über ein bloßes Informationssystem für Touristen und Ein­
heimische weit hinaus. Auf ihren Patrouillengängen besuchen sie die 
Geschäfte in den Hauptgeschäftsstraßen, nehmen umfassende Protokolle 
zu AuffäHigkeiten auf (Unrat auf den Straßen, defekte Stadtmöbel etc.) 
und leiten diese an die zuständigen Behörden weiter (Helms 2003). 

Anders als etwa in Trikont-Staaten (vgl. Trotha 2005; Eide 2006; 
Schulze in diesem Band), geht es bei deren Einsatz nicht um Staatszer-

12 Während Community PCSOs auf Patrouillengängen in festgelegten Gebie­
ten sichtbar Präsenz zeigen sollen, sind Transport PCSOs im öffentlichen 
Nahverkehr in ganz London eingesetzt; Security PCSOs sind gegründet 
worden »for the purpose of carrying out anti-terrorist patrols« (Johnston 
2005: 243). Der- angeblich missverstandene- Vorschlag von Bundesver­
kehrsminister Wolfgang Tiefensee, Hartz IV-Empfänger als »Volkssturrn 
gegen EI Kaida« einzusetzen (Leo 2006: 1 ), geht aber, soweit ersichtlich, 
nicht auf dieses Vorbild zurück. 

92 

https://doi.org/10.14361/9783839407837-005 - am 13.02.2026, 13:43:02. https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839407837-005
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


URBANE WACHEN 

fall oder -versagen, also um einen zu schwachen Nationalstaat. 13 Zu be­
obachten ist in den entwickelten westlichen Industriestaaten vielmehr 
der neoliberale Umbau des Nationalstaats auf der Suche nach einem 
neuen kohärenten Wachstumsregime. Er greift dafür auf das spezifische 
Wissen und die spezifischen Fähigkeiten von supra- (EU, IWF, Welt­
bank etc.) und para-staatlichen Akteuren (G8, G 10 etc.) ebenso zurück, 
wie zivilgesellschaftliche und lokalstaatliche Akteure in diesen Umbau­
prozess involviert werden. 

Workfare im Quartier 

Das betrifft beispielsweise den Bereich aktiver Arbeitsmarktpolitik so­
wie die Veränderungen der Beschäftigungspolitik insgesamt, die auf den 
Abbau von Leistungsrechten, verstärkte Sanktionen bei fehlender Ko­
operation(sbereitschaft), die (zwangsweise) Vermittlung in Niedriglöhne 
und die Gewährung von Leistungen nur noch bei erbrachten Gegenleis­
tungen (Workfare) fokussieren (vgl. Eick et al. 2004). Kommerzielle 
Anbieter, das Quartiersmanagement und beschäftigungspolitisch aktive 
Nonprofits greifen in dieser Situation- noch vor Hartz IV und Agenda 
2010- zu punitiven und repressiven Maßnahmen. Helga Spindler (2003: 
12) nennt sie treffend »Agenturen für Arbeitsdienste«, u.a. auch deshalb, 
weil sie »dem Arbeitsamt gegenüber Hinweise auf Arbeitsurrwilligkeit 
von Maßnahmeteilnehmem« geben (Eick 2003a: 370) und in >benachtei­
ligten< Quartieren Leistungsempfänger zum Teil deutlich unter dem Ta­
rif- bzw. ortsüblichen Lohn beschäftigen (Eick et al. 2004: 144ff.). Dem 
Quartiersmanagement am Kottbusser Tor (Kreuzberg) gilt es offenbar 
bei der Ausbildungsplatzvermittlung von Jugendlichen als Erfolg, wenn 
durch die Auflagen »rund die Hälfte der Anfragenden abgeschreckt« 
wird (zit.n. Fritsche 2003: 86): »Wesentliche Funktion der Arbeitsplatz­
vermittlung ist die Lebensstilregulierung, die durch die Konfrontation 
der Jugendlichen mit Arbeitsmarkttugenden wie Pünktlichkeit, Sauber­
keit und Zuverlässigkeit erreicht werden soll« (ebd.: 87). Eine Vertrete­
rirr aus einem der mittlerweile neun Quartiersmanagementgebiete im 
Berliner Bezirk Neukölln berichtete auf einer Veranstaltung der Fried­
rich-Ebert-Stiftung, dass »wir dafür gesorgt haben, dass ein Jugendhilfe­
träger keine Förderung durch das Arbeitsamt mehr erhält, weil der sich 

13 Zwar sind etwa im Bundesland Brandenburg so genannte Sicherheitspart­
nerschaften installiert worden, um dem Aufkeimen von Bürgerwehren 
entgegenzuwirken (Eiclc 2000; Hohmeyer 2000), nur hat das mit Staats­
verfall nichts zu tun. 
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geweigert hat, mit der Polizei zusammenzuarbeiten.« 14 Diejenigen 
Nonprofit-Organisationen, die in der aktivierenden Beschäftigungspoli­
tik tätig sind und sich zu regelrechten Oligopolisten in den Quartieren 
entwickelt haben, 15 setzen die neuen Vorgaben nach Hartz IV und A­
genda 2010 zunehmend über Ein-Euro-Jobs um (Eick 2007b). Auch 
wenn die Kontrollen durch Landesregierungen und Kommunen eng und 
die Berichtspflichten nahezu kafkaesk sind - 14tägig müssen Arbeitsbe­
richte gefertigt werden -, haben die QM-Teams vor Ort einen weiten 
Spielraum, ihre Vorstellungen von Quartiersentwicklung, von Sauber­
keit, Ordnung und Sicherheit, durchzusetzen. 

Kriminalprävention im Quartier 

So sind die Quartiersmanager denn auch vielfältig in die Produktion von 
Sicherheit und Ordnung eingebunden. Damit ist an sich kein neues 
Spannungsfeld etwa zwischen Sozialarbeit und Polizei entstanden, denn 
Konflikte zwischen diesen beiden Akteursgruppen bestehen spätestens 
seit den 1970er Jahren. Das Bestreben der Polizei in die (Stra­
ßen)Sozialarbeit eingebunden zu werden bzw. ihren ordnungspolitischen 
Blick der Jugendarbeit zu oktroyieren, ist vielfach belegt (vgl. Gangway 
1997: 29lff.), und unlängst hat Norbert Pütter (2006) das Interesse der 
Polizei an buchstäblich allen verfügbaren Informationen aus kriminal­
präventiven Gremien dargelegt. Zudem handelt es sich beim Personal 
des Quartiersmanagement nicht mehr nur um Sozialarbeiter, sondern 
vielmehr um Stadtplaner, Politologen oder Betriebswirte, die in diesen 
intermediären Organisationen tätig sind und die Zugangsbedingungen 
für die Polizei in die Quartiersstrukturen erweitert und erleichtert haben. 
In einem Neuköllner Quartiersmanagement etwa meldete das Quartiers­
team der polizeilichen >Operativen Gruppe Jugendgewalt< (OGJ) dieje­
nigen (Migranten)Jugendlichen namentlich und mit Adressen, die ihnen 
als Intensivtäter galten. Die Jugendlichen erfuhren entsprechend eine 
spezielle Behandlung durch die Polizei und sind einem rigiden Kontroll­
regime - ohne vorherige Einschaltung von Sozialarbeit- unterworfen. 

14 Die Tagung fand am 11 . Mai 2004 unter dem Titel >Ethnische Kolonien, 
Ghettos und Parallelgesellschaften< in Berlin statt. 

15 Das kann aus Platzgründen hier nicht entwickelt werden; gemeint ist da­
mit, dass einige Nonprofits in >ihren< Quartieren den Großteil von aktiven 
Beschäftigungsmaßnahmen und mithin auch die Gelder der Arbeitsagentu­
ren erfolgreich und nahezu ausschließlich auf sich (Oligopol) vereinigen 
können. 
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Sozialpolitische Problemlagen werden so in einen ordnungspolitischen 
Kontext gestellt und Sozialarbeit zurückgefahren, die sich zudem zu­
nehmend kriminalpolitisch erklären und rechtfertigen muss. Pütter 
(2002: 78) hat darauf hingewiesen, dass durch die Beliebigkeit des Prä­
ventionsbegriffes (nahezu) alle »lokal sieht- oder erfahrbare[n] Phäno­
mene in eine kriminalpräventive Argumentation eingebunden werden« 
können16 und - unter Ausklammerung parlamentarischer Verfahren - se­
lektiven Beteiligungsmechanismen und einer Entpolitisierung sozialpoli­
tischer Problemlagen Vorschub geleistet wird. Einige Autoren betonen 
zudem, dass die Installation solcher Programme mit dem Abbau sozial­
staatlicher Leistungen einherging und -geht. Entsprechend charakteti­
sierten sie Kriminalpräventive Räte als »unbefriedigende Versuche, die 
Demontage des Sozialstaats zu kompensieren« (zitn. n. Eick 2005: 182). 
Kriminalprävention ist mittlerweile gleichsam natürlicher Bestandteil 
des Bund-Länder-Programms, und mit teilweise bedrückendem Halb­
wissen wird dem Broken Windows-Ansatz17 das Wort geredee8 und da­
mit einem punitiven Patemalismus der Weg bereitet. 

Da beiden Programmen - Quartiersmanagement und Kommunaler 
Kriminalprävention - dieVorstellung gemein ist, alle Akteure hätten an 
einem Strang zu ziehen und im Sinne einer (Selbst)Aktivierung zusam­
menzuarbeiten, sind sie explizit (Präventionsräte) oder implizit (QM) 
Einfallstor flir ordnungs- und sicherheitspolitisch begründete Hand­
lungsstrategien. Gleichzeitig stellen sie eine Zugangs- und Wissensres­
source der Polizei dar. 

Ordnung im Quartier 

Doch auch ohne explizite Integration von Ordnungsämtern oder Polizei­
kräften in das Quartiersmanagement spielen Sauberkeit, Ordnung und 
Sicherheit dort eine zunehmend wichtige Rolle. Dabei ist es einigerma­
ßen schwierig, die entsprechenden Aktivitäten zu identifizieren, denn sie 
firmieren meist schlicht als Beschäftigungsmaßnahmen (mit oder ohne 
Qualifizierungsanteil), die nach dem SGB II, SGB III, aus EU- oder 
Sonderprogrammen finanziert werden, ohne dass deutlich gemacht wird, 

16 Pütter (2002: 78) schreibt erläuternd, »der Jugendtreff wird nicht einge­
richtet, weil die Jugendlichen einen eigenen Ort brauchen, sondern damit 
sie nicht mehr die Anwohner öffentlicher Plätze belästigen [ ... ], Rand­
gruppen werden aus den Innenstädten nicht wegen städtischer Imageinte­
ressen verdrängt, sondern zur Sicherung des Sicherheitsgefühls etc.« 

17 V gl. dazu Dreher/Feltes (1997); McArdle/Erzen (2001 ). 
18 V gl. Schuleri-Hartje (2002), Kürpick/Murböck (1997). 
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mit welchen Aufgaben Erwerbslose und Sozialhilfeempfangende in den 
Maßnahmen konkret beauftragt sind. 

Einige Beispiele aus den insgesamt 33 Berliner QM-Gebieten (2007) 
können jedoch erhellen, worin die Tätigkeiten solcher Dienste bestehen 
und warum es gerechtfertigt scheint, hier von neuen Ausgrenzungsagen­
turen im aktivierenden lokalen Sicherheits- und Ordnungsstaat zu spre­
chen. Begünstigt durch die Skandalisierung linker Aktivisten vor Ort, 
die mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen der Ausgrenzung so genann­
ter Randgruppen (Wohnungslose, Trinkermilieus, Migrantenjugendli­
che) entgegentraten, sind die Aktivitäten von Quartiersmanagement und 
Nonprofit-Sicherheitsdiensten am Helmholtzplatz im Berliner Bezirk 
Prenzlauer Berg mittlerweile gut dokumentiert. 19 Der Helmholtzplatz 
steht, wiewohl durch wissenschaftliche Studien im Vorfeld des Quar­
tiersmanagement als > Verdachtsgebiet< für sozialen Niedergang ausge­
wiesen, unter Gentrifizierungsdruck (Senatsverwaltung für Stadtent­
wick:lung 1998). Zugleich ist er aber auch beliebter Treffpunkt für die 
lokalen und Teile des überlokalen Trinkermilieus, Punks, Obdachlose, 
Trebekids und einige Konsumenten sowie Händler illegal(isiert)er Dro­
gen (gewesen). Eine neu hinzugezogene kaufkraftstarke und konsumfä­
hige Mittelschicht mit dem dazugehörigen Bedarf nach Restaurants und 
Kneipen betrachtete - insbesondere nach der erfolgten Renovierung des 
Platzes im Jahr 2001 - den Helmholtzplatz fortan als ihren Standort und 
ließ das entstehen, was mit einem gewissen Understatement als Nut­
zungskonflikt bezeichnet wird. Eine Lösung dieses Konfliktes erfolgte 
durch eine »ausgrenzende Einbeziehung« (Holm 2001: 8) unter Beteili­
gung des Quartiersmanagements, dass sich die Aufwertung des Gebietes 
zur Aufgabe und, gemeinsam mit Polizei und Bezirksamt, das Ziel der 
Verdrängung der genannten Randgruppen zu Eigen gemacht hat. Dazu 
wurde ein abgestuftes Konzept entwickelt: Während Benutzer ille­
gal(isiert)er Drogen unter das Kuratel der Polizei gerieten - und diese 
auch gegen quartiersfremde Trinker vorging - , haben »Benutzer nicht 
illegaler Drogen, die in der Umgebung wohnen, [ ... ] inzwischen fast so 
etwas wie eine Hausmeister- oder Platzwächterfunktion« gegenüber 
ortsfremden Trinkern übernommen und sind »damit selbst zum Teil der 
Kontroll- und Ausgrenzungsstrategien« geworden (Holm 2001: 9). Ge­
gen ortsfremde Trinker, Punks und Trebekids wurde ergänzend durch 
das QM ein aus einer ABM finanzierter Nonprofit-Sicherheitsdienst in­
stalliert, der nun für das sorgen soll, was Quartiersmanagement und der 
neuen Bewohnerschaft als Sicherheit und Ordnung gilt. 

19 Vgl. Holm (2001 ); Schulz zur Wiesch (2002: 89ff.); Eick (2003a: 374ff.). 
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Das Kottbusser Tor im Bezirk Kreuzberg beherbergt die größte offene 
Drogenszene in Berlin und ist - wie das Quartiersmanagementgebiet 
Helmholtzplatz- zugleich ein >gefährlicher Ort< nach dem Berliner All­
gemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (ASOG), an dem die jewei­
lige Polizeidirektion Bürgerrechte suspendieren, verdachtsunabhängige 
Taschen- und Identitätskontrollen anordnen und durchführen kann (Eick 
2003b: 76). Es kann also keine Rede davon sein, dass sozialpolitische 
Problemlagen in QM-Gebieten ausschließlich sozial(integrativ) bearbei­
tet werden, denn eine ordnungs- und sicherheitspolitische >Aktivierung< 
ist ebenso präsent. Doch auch unabhängig von polizeilichen Strategien 
wird im Quartiersmanagement >Ordnungspolitik< betrieben. Das QM­
Team am Kottbusser Tor beschreibt in Interviews die »eneichte >Ver­
besserung< von Sauberkeit und Sicherheit als seinen größten Erfolg« 
(Pritsche 2003: 84, Hervorh. im Orig.) und trägt die Verantwortung da­
für, dass die »bis dahin offenen Blockinnenhöfe im GSW-Bestand [die 
dortige städtische W ohnungsbaugesellschaft, ve] geschlossen« ( ebd.) 
und so quasi zu QM-eigenen Gated Communities wurden. Das Quar­
tiersmanagement richtete Concierge-Projekte ein, die auch regelmäßige 
Kontrollgänge durchfuhren, und »am Zentrum Kreuzberg nahm, unter­
stützt und teilweise auch finanziert durch das QM-Team, ein Sicher­
heitsdienst seine Arbeit auf« (ebd.). Pritsche betont, dass die Mitarbeite­
rinnen des Quartiersmanagement aus ihrer QM-Sicht »auftragsgemäß 
auf den Vorschlag des Mieterbeirats« zur Einrichtung eines solchen 
Dienstes zu reagieren hatten (ebd.: 85), sich aber weder um die (Mei­
nung der) 127 sonstigen Vereine im Quartier, noch um die Netzwerke 
zwischen den mehrheitlich türkischen Gewerbetreibenden kümmerten: 
»Sie werden als unerheblich, teilweise auch als nicht funktionsfähig ein­
gestuft« (ebd.: 88f.). 

Im QM-Gebiet Paukstraße im Wedding beschlossen im Jahr 2003 
die dortige Kiez-AG und das Quartiersmanagement ebenfalls, gegen das 
dort ansässige Trinkermilieu vorzugehen und - »die Polizei sprach 
Platzverweise aus und kontrollierte verstärkt« (Schuster 2003: 12) - die 
dortigen Stadtmöbel sowie »sämtliche Hochbeete mit Pergolen und Be­
pflanzungen« zu entfernen: »Es gibt keine Rückzugsräume mehr für die 
Alkoholiker, sie werden sich dort nicht mehr wohl fühlen«, erklärt die 
Quartiersmanagerin; die zuständige Baustadträtin »befürwortet den Um­
bau« ( ebd.). In vier weiteren QM-Gebieten Berlins arbeiten auf Antrag 
bzw. in Zusammenarbeit mit den Quartiersmanagements kommerzielle 
Sicherheitsdienste, in fünf Quartieren sind Sonderorganisationen der Po­
lizei tätig, und in >Schwerpunktbezirken< ist das Ordnungsamt aktiv. 
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Ein Blick in die Praxisdatenbank des Deutschen Institut für Urbanistik 
(DifU), die insgesamt 433 Einträge ausweist/0 zeigt zudem, dass das 
Thema auch bundesweit von Relevanz im Quartiersmanagement ist: 52 
Treffer für den Begriff >Sicherheit<,21 13 für >Sauberkeit<, 45 für >Ord­
nung<. Noch auf eine weitere Innovation im Quartiersmanagement muss 
hingewiesen werden: Aus einer Internet-Recherche nämlich geht hervor, 
dass in neun von seinerzeit (2004) 17 Berliner QM-Gebiete in Zusam­
menarbeit mit Beschäftigungsträgem lokale Sicherheits- und Ordnungs­
streifen aufgebaut worden sind, die unter Begriffen wie >Green Cops<, 
>Kiezläufer< und >Platzmeister< firmieren. Die genannten Alternativ­
Sicherheitsdienste, die keine hoheitlichen Rechte haben, werden heute 
vor allem aus Mitteln der Arbeitsagenturen finanziert. Sie sollen Hunde­
halter »zur Einhaltung des Leinenzwangs auffordern, Alkoholkonsu­
menten in den Grünanlagen auf Sauberkeit und Lärmvermeidung hin­
weisen [ ... ], Spritzen einsammeln, durch Präsenz Vandalismus verhin­
dern [ ... ], gewalttätige Auseinandersetzungen versuchen zu schlichten, 
durch Präsenz Kriminalität verhindern« (Wauer 2002: lf.). Die in diesen 
Alternativ-Polizeien Beschäftigten stammen zum Teil aus dem jeweili­
gen Quartier, in einigen Quartieren werden die Leistungen dieser Diens­
te evaluiert, deren Ergebnisse sind aber öffentlich nicht zugänglich. 

Lokales Ordnen im Wandel 

Es stellt sich die Frage, was das nun alles für die Ordnungen bzw., so 
mein Vorschlag, für das Ordnen im Wandel bedeutet. Eine Antwort kann 
zunächst mit Nikolas Rose (1996: 335) gegeben werden, wenn Quar­
tiersmanagement als Regierungsform, als eine »Methode des Regie­
rens« (Hervorh. im Original) betrachtet wird, die auf die Etablierung ei­
genverantwortlicher, sich selbst regierender Gemeinschaften zielt. Zahl­
reiche lokalstaatliche Programme der jüngeren Vergangenheit 

»attempt to >empower< the inhabitants of particular inner-city locales by con­

stituting those who reside in a certain locality as >a< community, by seeking 
out >community groups< who can claim to speak >in the name of community< 
and by linking them in new ways into the political apparatus in order to enact 
programmes which seek to regenerate the economic and human fabric of an 
area« (Rose 1996: 336, Hervorh. im Original). 

20 V gl. http:/ /www.sozialestadt.de/praxisdatenbank/suche/ 
Suchmaschine [09.11.2006]. 

21 Der Begriff>Sicherheitsgefühl< erbringt zum selben Zeitpunkt 15 Treffer. 
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Im Zusammenspiel mit einem neoliberalen Ethos, der individuelle Frei­
heit und Wahl (statt kollektiver Solidarität), Chancengerechtigkeit (statt 
Chancengleichheit), eigenverantwortliches Handeln, Eigeninitiative und 
Pflichterfüllung für die so genannten Benachteiligten in den Mittelpunkt 
der neuen lokalen Govemance-Regime stellt, ist Quartiersmanagement 
so ein (letztes) Angebot an die Bewohnerinnen >abgehängter< Stadtquar­
tiere, sich selber aus dem Sumpf (selbstverschuldeter) Armut und Ab­
hängigkeit zu ziehen. Der Auftrag an professionelle Träger, die soziale 
Lage in den >benachteiligten< Quartieren durch Empowerment der Be­
wohnerinnen zu stabilisieren, eine ressort- und institutionenübergreifen­
de Zusammenarbeit anzuregen sowie durch Interaktion den Prozess der 
Verwaltungsmodemisiemng zu beschleunigen, kann daher als Versuch 
des (Lokal)Staats charakterisiert werden, eine »Zivilgesellschaft von o­
ben« (Lanz 2000) zu etablieren. In dem Bemühen, - durchaus erkannte, 
aber systematisch de-thematisierte - neoliberale Verwüstungen auf 
Quartiersebene abzufedem, stellt Quartiersmanagement zugleich ein In­
strument zur Durchsetzung und Absicherung eines lokalpolitisch flan­
kierten Sozialstaatsumbaus a Ia Hartz dar. Während es sich beim Bund­
Länder-Programm eher um ein paternalistisches Modellprogramm han­
delt, das - eingebunden in eine zunehmend punitive lokale Sozialstaat­
lichkeit - die Funktionsfahigkeit des restrukturierten Lokalstaats und 
den Gehorsam der Quartiersbewohnerinnen optimieren soll,22 gehen die 
neuen sozialstaatliehen Initiativen der beschäftigungspolitischen Akti­
vierung noch einen Schritt weiter. Klaus Renneberger hat unlängst tref­
fend auf den Punkt gebracht, dass aus der >Hilfe zur Selbsthilfe< der 
1980er Jahre nun die (Wieder)Herstellung individueller Wettbewerbsfä­
higkeit als >Hilfe im Wettbewerb< in den Mittelpunkt rückt. Diese ist ri­
gide verknüpft mit dem Zwang zur unbedingten Arbeitsbereitschaft und 
lässt die alte Debatte über die würdigen und unwürdigen Armen wieder 
aufleben: 

»Die neue Sozialpolitik schafft so die Situation, über berechtigte und unbe­
rechtigte Bedarfe urteilen zu müssen, was letztlich auf die altbekannte Unter­
scheidung vom >würdigen< und >Unwürdigen< Armen hinausläuft. Der >Un­
würdige< erweist sich ökonomisch als >lnvestitionsmine<, sozial als >Parasit<« 
(Ronneberger 2007, zit.n. Eick 2007a, Hervorh. im Original). 

22 Um Missverständnissen vorzubeugen, ich sage nicht, es sei das aus­
schließliche Ziel des Quartiersmanagement, einen lokalen »Sicherheits­
staat« (Hirsch 1980) zu etablieren, es ist aber eines der - an Bedeutung 
gewinnenden- Ziele des Programms (vgl. Eiclc 2005). 
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Für das lokale Ordnen im Wandel zeichnet sich mithin Folgendes ab: In 
der lokalen Sicherheitspolitik entsteht derzeit durch den Einsatz der 
Nonprofit-Sicherheitsdienste ein neuer, ordnungspolitisch agierender 
Akteur im öffentlichen Raum. Die Beschäftigung von Erwerbslosen und 
Sozialhilfeempfangein durch Nonprofits m Ordnungs- und Si­
cherheitprojekten leistet einen Beitrag zu einer neuen, hoch problemati­
schen »culture of control« ( Garland 2001 ). Die sich in einigen Quartie­
ren herausbildenden Kontrollregime stellen dabei auch insoweit eine bri­
sante Entwicklung dar, als hier Nonprofits in die lokale Sicherheitspro­
duktion eingebunden werden, ohne dass deren Legitimation geklärt oder 
entsprechende formale Qualifikationen nachgewiesen sind. Weiter be­
ginnen sich unter Überschriften wie >Integration benachteiligter Grup­
pen< oder >Stabilisierung benachteiligter Quartiere< Strukturen heraus­
zubilden, die auf ein »the poor policing the poor« hinauslaufen (Eick 
2003a). Nonprofits agieren als Quasi-Polizeiagenturen, betreiben eine 
Containment-Politik gegen Armutspopulationen, weisen diesen damit 
spezifische Räume zu und vertreiben sie aus anderen. 
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